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Maßgeblich beeinflusst durch Expertenkommissionen folgt die Energie-
wende bisher vornehmlich technisch-ökonomischen Logiken, während 
Laienperspektiven kaum Berücksichtigung finden. Dies kann zum Ein-
druck einer Technokratie beitragen und die gesellschaftliche Unter-
stützung für die Energiewende erodieren. So kommt der partizipativen 
Technikfolgenabschätzung besondere Bedeutung zu, um Ziele politi-
scher Entscheiderinnen und Entscheider mit Interessen der Bürgerin-
nen und Bürger besser zusammenzubringen. Indes weist die partizipa-
tive TA in der Energiewende wesentliche Schwachpunkte auf. Der Bei-
trag umreißt die Rollen von Expertengremien und partizipativer TA in 
der Energiewende und diskutiert hieraus resultierende Probleme und 
Chancen einer stärker responsiven Governance.
Technocracy or joint effort?
Expert committees and participation in the German Energiewende
To date the energy transition has primarily followed technological and 
economic rationales and has been, significantly influenced by expert 
commissions, while laypersons’ perspectives have hardly been taken 
into account. This can add to the impression of a technocracy and erode 
public support for the energy transition. Thus, participatory technology 
assessment is seen as crucial to align political decision makers’ per-
spectives with those of citizens. However, participatory technology as-
sessment has major shortcomings with regard to the energy transition. 
This article outlines the roles of expert committees and participatory 
technology assessment in the energy transition and discusses resulting 
problems and opportunities for more responsive governance.




2011 nahm mit dem kurz nach der Fukushima-Katastrophe be-
schlossenen Atomausstieg auch die Energiewende an Fahrt auf. 
Als soziotechnisches Großprojekt – es geht um nicht weniger als 
die Transformation aller Sektoren der Energieproduktion und 
-distribution sowie grundlegende Veränderungen beim Energie-
bedarf – stellt sie naturgemäß einen wesentlichen Gegenstand 
zeitgenössischer TA dar. Interessanterweise befasst sich das 
erst 1990 gegründete TA-Büro am Deutschen Bundestag zwar 
durchaus mit einschlägigen Untersuchungen (etwa im Themen-
feld „Energie, Ressourcen, Umwelt“), Kernthemen der Energie-
wende bleiben jedoch weitgehend unbehelligt (TAB 2020). Aus 
der Perspektive der TA-Forschung kollidieren in der Energie-
wende zwei typische, indes sehr unterschiedliche Zugänge zum 
Themenfeld: das Vorsorgeprinzip (Gleich 2013) mit der Pers-
pektive Betroffener von Energiewende-Maßnahmen (Grunwald 
2010). Für die Bundes-, Landes- und Bezirksregierungen ist der 
Aspekt der Vorsorge im Sinne eines nachhaltigeren Energiesys-
tems, das eine stabile Versorgung garantiert, vorrangig, während 
aus Sicht der Betroffenen Eingriffe in die vertraute Umgebung, 
Kosten sowie (mit Blick auf Anlagenbetreiber) Vergütungen und 
Sicherheiten im Vordergrund stehen.
Nach wie vor findet die Energiewende im Allgemeinen hohe 
Zustimmung in Politik und Gesellschaft (AEE 2020). Längst ist 
jedoch eine kritischere und reflexive Phase erreicht, in der die 
Öffentlichkeit mit differenzierterem Blick auf Fortschritte und 
Richtungsentscheidungen schaut (Setton 2019). Die Umsetzung 
der Energiewende ist politisch umkämpft und mit mannigfalti-
gen Unsicherheiten behaftet (Radtke 2020). Technische Fort-
schrittlichkeit und Verlässlichkeit sowie Wirtschaftlichkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit markieren zentrale Anforderungen an das 
zukünftige Energiesystem. Im Policy-Vergleich ist die Energie-
wende-Politik denn auch durch zahlreiche beratende Gremien 
stark expertokratisch und auf Wissensebene konsultativ geprägt 
(Gründinger 2017). Im Jahr 2011 erklärte die von der Bundesre-
gierung einberufene Ethik-Kommission die Energiewende zum 
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Gemeinschaftswerk und bekräftigte darin den erforderlichen ge-
sellschaftlichen Rückhalt, den es durch kollektive Beteiligung 
zu sichern gälte (Ethik-Kommission Sichere Energieversorgung 
2011, S. 37 ff.). Nach wie vor braucht die Energiewende breite 
gesellschaftliche Unterstützung, so sie ihren (nicht unwesentli-
chen) Beitrag zur Reduktion der Treibhausgasemissionen leis-
ten soll  – man denke etwa nur an die Auswirkungen diverser 
Widerstände und Klageverfahren auf den Windenergieausbau. 
Es wird somit einerseits verstärkt auf Expertenkommissionen 
gesetzt, während andererseits verschiedene Modi der Bürger-
beteiligung und Mitbestimmung in Anschlag gebracht werden. 
Im Folgenden diskutieren wir den häufigen Einsatz von Exper-
tengremien, Anspruch und Wirklichkeit der Partizipation in der 
Energiewende sowie mögliche Zukunftsperspektiven.
Technokratie der  
 Expertenkommissionen?
Die Idee der Konsultation basiert im nationalstaatlichen Modell 
verfasster Demokratien darauf, dass Gremien oder Institutionen 
im Spannungsverhältnis zwischen repräsentativen und partizi-
pativen Formen der Demokratie möglichst objektiv, ausgewo-
gen und fachlich fundiert vermitteln (Neunecker 2016). Im Kon-
text der Energiewende finden Konsultationen in Form beraten-
der (Experten-)Gremien der Parlamente und Regierungen sowie 
offenerer, stärker partizipativer und bürgerorientierter (Laien-)
Konsultationen statt, welche zumeist durch spezielle Institutio-
nen (z. B. Bundesnetzagentur) und auf regionaler Ebene (z. B. 
bei der Entwicklung von Energiekonzepten) eingesetzt wer-
den. Je höher indes die politische Ebene, desto weniger finden 
sich diese Formate. Demnach lässt sich die Energiewende auf 
Bundes ebene als ein stark durch Expertinnen und Experten ge-
prägtes technisches Großvorhaben charakterisieren – und war 
es mit Blick auf die Besetzung der Ethik-Kommission Sichere 
Energieversorgung, die 2011 einen raschen Atomausstieg na-
helegte und damit die Energiewende in Gang brachte, von An-
fang an. Wesentliche Vorarbeiten hatten zuvor bereits der Rat 
für Nachhaltige Entwicklungen mit der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie (Die Bundesregierung 2002) sowie der Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen, der 2010 eine Stellungnahme 
zur Vision einer vollends erneuerbaren Stromversorgung bis 
2050 abgab (SRU 2011), geleistet. Auch der Wissenschaftli-
che Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen 
(WBGU) arbeitet seit 1992 an Entwürfen für eine nachhaltige 
Gesellschaft. Trotz dieser eher ökologisch geprägten Wurzeln 
wird die Energiewende heute stark durch ökonomisch-techni-
sche Relevanzsetzungen geprägt (Haas 2017). Dies resultiert aus 
dem Zusammenwirken diverser, teils anlassbezogener, teils kon-
tinuierlich bestehender Expertengremien (welche Parlament und 
Regierung beraten)1. So hat sich ein selbstständiges Experten-
Regime ausgeprägt, das durch komplexe und verschachtelte Ak-
teurskonstellationen (inkl. diverser Advocacy Coalitions und Ve-
toplayer) geprägt ist.
Die Idee der Technokratie beschreibt im Kern eine Domi-
nanz von Expertenmeinungen sowie rationaler Logiken und for-
malisierter Strukturen bei (politischen) Entscheidungsfindungs-
prozessen, die freilich im Ergebnis keineswegs zu unumstritte-
nen Entscheidungen führen (Habermas 2013). In der TA werden 
die typischen Probleme des durch Expertengremien begründe-
ten Wissensregimes umfassend beschrieben: Vorschläge zur Ge-
staltung, Prognosen und evolutorische Dynamiken führen auf-
grund von Komplexitäten, Unsicherheiten und Selektivität so-
wie hinter vermeintlicher Objektivität wirkenden normativen 
Paradigmen zum „Expertendilemma“ (Grunwald 2010, S. 154). 
Auf Gutachten folgen Gegengutachten, der öffentliche Eindruck 
von Einheit und konsensualem Handlungswillen wird durch Zer-
splitterung und Fraktionsbildung unterminiert. Zudem bleibt 
vieles vage, woraus im politischen Tagesgeschäft ein gewisser 
Pragmatismus folgen kann (Rothe 2017) – bzw. ein Muddling-
Through, wie Czada (2019) der Bundesregierung mit Blick auf 
die Energiewende attestiert. Ergebnis dieser expertokratisch ge-
prägten, dabei im Gesamteindruck eher passiven, ungerichteten 
und wenig ambitionierten Energiepolitik sind diverse Parallel-
strukturen, welche die Koordination der Multilevel Governance 
und länderübergreifende Konsensbildung erschweren (Chem-
nitz 2019; Radtke 2018).
Kommissionen stehen grundsätzlich unter dem Verdacht, ex-
pertokratische Entwicklungen zu fördern und Sachzwänge zu 
begründen (Haring 2010). Häufig nur als Mittel zur Bestäti-
gung von Politiken verstanden, weisen Kommissionen tatsäch-
lich diverse Externalisierungs-, Vorverhandlungs-, Vertagungs-, 
Selbststeuerungs- und symbolische Funktionen auf (Siefken 
2019, S. 158 f.). Diese expertokratischen Implikationen gehen 
1   Beispiele hierfür sind das vom Bundesministerium für Wirtschaft und  Energie 
seit 2010 durchgeführte jährliche Monitoring zur Erreichung der Ziele des 
Energie konzepts und eine seit 2011 angeschlossene Expertenkommission, welche 
den Prozess evaluiert. Diverse Gutachten zur Energiewende wurden zuletzt durch 
den Bundesrechnungshof, die Monopolkommission und den Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung erstellt.
Kommissionen stehen grundsätzlich unter dem Verdacht,  
 expertokratische Entwicklungen zu fördern  
 und Sachzwänge zu begründen.
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von den Kommissionen selbst aus; weitere ergeben sich durch 
die Rolle, die ihnen im Rahmen der Regierungsarbeit und in de-
mokratischen Verhandlungssystemen eingeräumt wird. Die ver-
stärkte Berufung von Kommissionen und Einholung von Fach-
gutachten kann sowohl die inhaltliche Strukturierung von De-
batten als auch politische Argumentationsmuster beeinflussen. 
Damit kommt es zu Auswirkungen auf politische Aushandlungs- 
und Entscheidungsfindungsprozesse. In der Energiewende wur-
den über Expertenkommissionen komplexe Sachverhalte wie 
der Atom- und Kohleausstieg externalisiert. Vertagungsmuster 
finden sich insbesondere bei koalitionsinternen Uneinigkeiten 
etwa bzgl. Ausbaupfaden der erneuerbaren Energien, die durch 
Arbeitsgruppen-Gründungen adressiert werden.
Anhand der 2018 eingesetzten Kommission für Wachstum, 
Strukturwandel und Beschäftigung (besser bekannt als Kohle-
kommission) lassen sich weitere Fallstricke der Delegation von 
Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen an Kommissionen 
zeigen. So kam es zu Unmut bei lokalpolitischen Akteuren, da 
die Entwicklung tragfähiger Strukturwandel-Perspektiven für 
die Regionen gegenüber dem Kohleausstiegsdatum und den 
Kosten für die Bundesregierung nachrangig erschien. Der durch 
die demokratischen Legitimationsdimensionen (Input, Throug-
hput und Output) informierte Blick zeigt Grenzen der Kommis-
sionsarbeit auf: Politische Absprachen wurden auch außerhalb 
getroffen, Bürgerinnen und Bürger wenig beteiligt und nicht um-
fassend informiert; es lagen Erfahrungs- und Kompetenzasym-
metrien unter den Mitgliedern vor und inhaltlich überwogen 
ökonomische Schwerpunkte (Grothus und Setton 2020). Hin-
sichtlich des Outputs scheint eine Herausforderung auf, die sich 
bei stärker partizipativ ausgerichteten TA-Prozessen noch ver-
stärkt: die Übertragung in die Praxis und die Umsetzung oft 
mühsam errungener Kompromisse sowie detailliert ausgearbei-
teter Vorschläge. So ist zwar die Arbeit von Expertenkommissio-
nen von vornherein auf die Genese konkreten Outcomes inner-
halb einer festen Zeitspanne ausgerichtet und berücksichtigt die 
Abgrenzung von Wissens- und Politikregimen. Jedoch kommt es 
hierdurch zu einer Abkopplung der Entscheidungen, was zu Ent-
täuschungen und Frustrationserfahrungen aufgrund mangelnden 
Impacts der Inhalte führt (der in Kontrast zu normativen Impli-
kationen partizipativer Verfahren steht) (Leibenath et al. 2016). 
Grothus und Setton (2020, S. 298) weisen in diesem Zusam-
menhang darauf hin, dass nach Abschluss der Kommissions-
arbeit der Einfluss zivilgesellschaftlicher Akteure sinkt, wäh-
rend jener von länger und stärker institutionalisierten Akteuren 
zunimmt (via Lobbying). Demnach ist nicht nur der Arbeitspro-
zess des beratenden Gremiums (Throughput), sondern auch der 
Output im Sinne der tatsächlichen Implementierung der Ergeb-
nisse relevant.
Während Steuerungsmodi und Umsetzungsstrategien der 
Energiewende auf Bundesebene vornehmlich durch Experten-
gremien geprägt sind, werden Bürgerinnen und Bürger vor Ort 
durchaus unmittelbar an TA-Prozessen beteiligt. Vermag also 
die partizipative TA der Energiewende zu größerer demokrati-
scher Legitimation zu verhelfen?
Partizipative TA – Mehr als Akzeptanz-
beschaffung?
Nach Abels und Bora (2013) handelt es sich bei der partizipati-
ven TA um Instrumente und Methoden,
„[…] die auf eine Beteiligung von Laien und/oder Interessen-
vertreterInnen (Stakeholder) an TA-Prozessen abzielen und 
die in unterschiedlicher Weise in Politikberatung eingebun-
den sind. […] [D]ie Diskussion zwischen Laien und Expert-
Innen [steht] in den meisten Fällen im Vordergrund. […] 
Meist sind diese Verfahren deliberativer  – erörternder  – 
Natur, zum geringen Teil haben sie eine (allerdings schwa-
che) Entscheidungskomponente“ (Abels und Bora 2013, 
S. 109).
Typischerweise steht im Mittelpunkt, dass „ExpertInnen und 
Laien, Entscheider und Betroffene, GegnerInnen und Befür-
worterInnen“ darüber verhandeln, „ob eine umstrittene Technik 
eingeführt werden soll und wie sie gegebenenfalls zu regulie-
ren ist“ (ebd., S. 110). Es lassen sich etwa mit Blick auf Anzahl 
und Heterogenität der Beteiligten sowie Formen und Funktio-
nen der Beteiligung diverse Verfahren unterscheiden. Viele Mo-
delle folgen dem Ideal der Deliberation (wechselseitige Erörte-
rung und Abwägung) (ebd., S. 118, 121; Kamlage und Reiner-
mann 2020, S. 42).
Die partizipative TA zielt darauf, die demokratische Legiti-
mation von Entscheidungen und Vorhaben zu erhöhen. Konzep-
tionell lassen sich die verschiedenen Formen von Partizipation 
und Legitimationsgenerierung in der Energiewende mühelos zu 
Ansätzen einschlägiger Demokratietheorien in Bezug setzen. 
Abels und Bora (2013, S. 125) identifizieren drei basale Betei-
ligungstypen (deliberativ, partizipatorisch, pluralistisch), die in 
der Praxis zumeist vermischt auftreten. Ebenfalls analytischer 
Natur ist die Unterscheidung von Renn und Schweizer (2009), 
die sechs Konzepte von Partizipation umfasst: funktionalistisch 
(Repräsentation aller Wissensträger), neoliberal (proportionale 
Repräsentation aller Werte und Zustimmung der betroffenen 
Öffentlichkeit), deliberativ (wechselseitige Erörterung), anthro-
pologisch (Inklusion neutraler Laien), emanzipatorisch (Eman-
zipation unterprivilegierter Individuen) und postmodern (Abbil-
dung Pluralität). Im Energiewende-Regime beobachten sie eine 
Dominanz funktionalistisch-neoliberaler Ausrichtung (Renn 
und Schweizer 2020, S. 55).
Das bekannte Prozessmodell demokratischer  Legitimation 
nach Easton (1965) ermöglicht es, die Kanäle der Input-, Through - 
 put- und Output-Legitimation zunächst mit Demokratiemodel-
len und schließlich mit Prozessen und Verfahren in der Energie-
wende zu verbinden:
Input-Legitimation: Der im Hinblick auf Anzahl und Mei-
nungsvielfalt möglichst große Einbezug von Personen und In-
teressen ist im partizipatorischen Demokratiemodell entschei-
dend (Barber 1984). Partizipative TA tritt im Kontext der Ener-
giewende in deliberativen Formaten wie Planungszellen sowie 
in emanzipatorischer (z. B. Bottom-up-Initiativen) und funktio-
nalistischer (z. B. von Stakeholdern top-down initiierte Dialog-
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nungen – sich in lokalen Konflikten durchaus niederschlagen. 
Da grundsätzliche Dilemmata der Energiewende (z. B. Stand-
ortauswahl, Verfahrensgebundenheit) kaum beeinflusst werden 
können (Leibenath et al. 2016), rückt die Optimierung der exis-
tierenden  Optionen der Bürgerbeteiligung in den Fokus (Kam-
lage et al. 2020).
Die beschriebenen Problemlagen lenken den Blick auf etwas, 
das Schröder (2019) als blinden Fleck der TA beschreibt: Das 
Politische im Sinne eines tatsächlich ausgetragenen Wettstreits 
konkurrierender Interessen und Wertvorstellungen nach den 
Ideen agonistischer Demokratie bleibt unterbelichtet (Mouffe 
2013). Dies lassen auch diverse lokale Aushandlungsprozesse 
im Kontext der Energiewende vermissen, werden doch Differen-
zen und Kontroversen häufig so weit wie möglich durch Admi-
nistration und Vorhabenträger top-down eingehegt und oberfläch - 
 lich befriedet (Cuppen 2018). Dabei steckt viel Konstruktives 
im Konflikt: So vermochten Bürgerinitiativen das hinter dem 
Stromnetzausbau stehende Paradigma eines zentralisierten 
Energiesystems zu dekonstruieren – und setzen sich nun über 
den Einzelfall hinaus für eine dezentrale Energiewende ein 
(Neukirch 2017). Einer lokalen Politisierung der Öffentlich-
keit(en) wie im Kontext partizipativer TA steht demnach eine 
durch den verstärkten Einsatz von Expertenkommissionen ge-
kennzeichnete Depolitisierung auf nationaler, speziell parlamen-
tarischer Ebene gegenüber.
Wie weiter mit der Energiewende?
Vor dem Hintergrund der an Anzahl und Intensität zunehmen-
den Widerstände gegen ihre lokalen Manifestierungen kommt 
der gesellschaftlichen Unterstützung der Energiewende zentrale 
Bedeutung zu. Grundsätzlich vermag TA die Legitimationskraft 
der Energiewende durch die Berücksichtigung von Expertenmei-
nungen und Bürgerinteressen zu erhöhen (breite und fundierte 
Wissensbasis). Dem stehen jedoch im Wesentlichen komplexe 
Problemlagen entgegen: Erstens eine Dominanz ökonomisch-
technologischer Perspektiven aufgrund einschlägig besetzter Ex-
pertengremien und fehlender laienbasierter TA, zweitens eine 
unzureichende Einbettung der Ergebnisse von Expertenkom-
missionen und Beteiligungsprozessen in politische, insbeson-
dere parlamentarische Entscheidungsprozesse sowie drittens 
eine sowohl ebenen- und regionen- als auch sektorübergreifend 
fehlende Verzahnung zwischen expertendominierter und parti-
zipativer TA.
formate) Form auf. Während sowohl aus emanzipatorischer wie 
auch funktionalistischer Perspektive offene Beteiligungsmög-
lichkeiten geboten sind, setzen das deliberative und neoliberale 
 Modell auf proportionale Repräsentation von Werten und Prä-
ferenzen in der Beteiligtengruppe.
Throughput-Legitimation: Die demokratische Prozessphase 
bildet die Verarbeitung des demokratischen Inputs ab und wird 
unterteilt in Willensbildungs-, Implementations- und Evaluie-
rungsphase (Kneip und Merkel 2020, S. 44). Hierbei müssen de-
mokratische Kriterien der Fairness, Neutralität, Offenheit und 
Transparenz gewährleistet sein (Alcántara et al. 2016, S. 152 ff.). 
Nach Kneip und Merkel (2020, S. 44) riskiert die Throughput-
Legitimität „zum ersten Opfer eines exekutivlastigen Dezisionis-
mus“ zu werden, da die Exekutive immer mehr Entscheidungen 
eigenständig trifft, weshalb der Schaffung indirekter Legitimi-
tät (durch andere Kanäle demokratischer Interessenaggrega-
tion wie partizipative Formate) eine wachsende Bedeutung zu-
kommt. Daraus ergeben sich – auch im Rahmen der TA in der 
Energie wende – hohe legitimatorische Ansprüche an Gremien 
und  Verfahren, nämlich: dieselben Standards wie in formell- 
institutionalisierten Prozessen zu garantieren (die sie schon sui 
generis kaum erfüllen können).
Output-Legitimation: Die Legitimationskraft von Ergebnis-
sen, „welche die Bürgerinnen erhoffen und erwarten“, mithin 
also akzeptieren oder befürworten, ist höher (Kneip und Merkel 
2020, S. 48). Unpopuläre Ergebnisse können nur zeitweise durch 
ein „zufriedenstellendes Niveau“ von Input und  Through put 
kompensiert werden (ebd.). Dies gelingt in der Energiewende 
nicht flächendeckend; es kommt zu einem unausgewogenen Zu-
stand zwischen Best Practice und Worst Case (Radtke und Renn 
2019). Planungsverfahren und gesetzliche Vorgaben lassen kaum 
Spielräume zu, sodass oft nur wenig Mitbestimmung möglich ist, 
Expertenmeinungen dominieren und im Falle input lastiger Ver-
fahren vielstimmige ‚Wunschkonzerte‘ ins Leere laufen.
Für alle legitimations- bzw. akzeptanzgenerierenden Fakto-
ren in der Energiewende lassen sich Defizite konstatieren. Hilde-
brand et al. (2017, S. 270) unterscheiden hierbei Repräsentativi-
täts-, Ressourcen-, (Ergebnis-)Integrations- und Erwartungshal-
tungsprobleme. Insbesondere bei nicht-formalisierten Verfahren 
ist die Legitimitätsgenerierung stark einzelfallabhängig (Hitsch-
feld 2020). Indes bestehen, wie im vorangegangenen Abschnitt 
beschrieben, bei der Energiewende übergeordnete Steuerungs- 
und Umsetzungsprobleme, die – zumal in Kombination mit der 
technologisch-ökonomischen Ausrichtung der Energiepolitik 
sowie der zentralen Bedeutung vorherrschender Expertenmei-
Da grundsätzliche Dilemmata der Energiewende  
 kaum beeinflusst werden können, rückt die Optimierung existierender  
 Optionen der Bürgerbeteiligung in den Fokus.
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In jüngerer Zeit lässt sich beobachten, dass die Energiewende 
zunehmend in populistische Narrative eingespeist wird (Radtke 
et  al. 2019); ein möglicher Zusammenhang zwischen Techno-
kratie und Populismus wird häufig diskutiert (Landwehr 2018). 
Dazu passt die Dominanz top-down-geprägter Verfahren der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung (in deren Rahmen auch mehr oder min-
der partizipative TA stattfindet), die wenig tatsächliche Mitbe-
stimmung erlauben (Huge und Roßnagel 2018; Leibenath et al. 
2016). Bislang existieren kaum Verschränkungen zwischen lo-
kalen Anliegen bzw. Verfahren und nationaler Politikgestaltung, 
da zwischen beiden Sphären eine systemisch-strukturell be-
dingte Kluft besteht, welche die Rückbindung ‚von unten nach 
oben‘ erschwert. Für die Vermittlung bietet sich eine Stärkung 
vielfach bereits vorhandener, intermediärer Institutionen an, die 
nicht nur (wie bisher) zur Vermittlung von Energie(wende)politi-
ken, sondern auch zur Erhöhung politischer Responsivität durch 
Einspeisen spezifischer, teils stärker regionalisierter Interessen 
in den Policy-Prozess herangezogen werden könnten. Beispiel-
haft lassen sich die Energieagenturen auf Länderebene anfüh-
ren. Eine stärkere Rückkopplung ist indes nicht nur zwischen 
den föderalen Ebenen erforderlich, auch bestehende Entschei-
dungsfindungsprozesse innerhalb politischer Gremien und Ver-
fahren können durch zusätzliche, gezielt eingesetzte partizipative 
Formate inhaltlich angereichert werden und an Legitimations-
kraft gewinnen (Brettschneider 2020; Radtke und Saßmannhau-
sen 2020). Mit Blick auf die Energiewende bietet sich eine stär-
kere Betonung funktionalistisch-deliberativer Ansätze (Renn 
und Schweizer 2020, S. 55) sowie die kontextsensible Kombi-
nation verschiedener Modelle an, um „deren jeweilige Poten-
ziale zur Umsetzung der Energiewende auszuschöpfen und da-
bei die Limitierungen möglichst zu vermeiden“ (Schweizer 2015,  
 S. 29).
Zuletzt liefert die Literatur zur TA einen wertvollen An-
satzpunkt für die Zukunft der Energiewende: die „Ergebnis-
offenheit“ nämlich, welche die Pole „Akzeptanzbeschaffung“ 
und „Technikveränderung“ verbindet (Grunwald 2010, S. 288). 
Wenngleich physikalische Gesetze und technische Erfordernisse 
zweifellos bestehen, so ist doch das zukünftige Energiesystem-
Design, wie es aktuell ins Auge gefasst wird, keineswegs alter-
nativlos. Lange bevor sie allerorten zu Unmut und Protesten so-
wie langwierigen Klageverfahren führte, galt die Dezentralität 
der erneuerbaren Energien als Ermöglichungsfaktor für eine de-
mokratischere, d. h. bürgerorientierte Energieversorgung, was 
unterdessen nicht an Geltungskraft eingebüßt hat. Die Perspek-
tiven und Präferenzen der Bürgerinnen und Bürger sollten dem-
nach stärker Berücksichtigung finden. Dabei würden zwar nicht 
die Abkehr von fossilen Energieträgern und Atomkraft zur Dis-
position stehen, wohl aber wesentliche Pfeiler der Ausgestal-
tung des zukünftigen Energiesystems, die parlamentarisch sehr 
viel stärker verhandelt werden könnten – bestenfalls konsultativ 
durch Laien, etwa Bürgerräte, gestützt.
Verfahren der partizipativen TA sollten nur mit dem Impe-
tus eines genuinen Interesses an der Mitgestaltung durch Bür-
gerinnen und Bürger lanciert, Konflikte nicht leichthin befrie-
det werden. Die Steuerung und Umsetzung der Energiewende 
würden von der stärkeren Einbindung und Wertschätzung von 
Laienperspektiven wesentlich profitieren, während umgekehrt 
eine stärker reflexive Vermittlung ‚nach unten‘ ein ungekann-
tes Maß an Diffusion von Einstellungen, Wissen und Exper-
tise sowie eine Robustheit getroffener Entscheidungen bieten 
könnte, was der Legitimationskraft sehr zuträglich wäre (Na-
tarajan 2017). Impulse für eine Neu-Ausrichtung und Akzen-
tuierung einer Energiewende-Politik 2.0, die stärker auf Rück-
kopplung und Intermediäre setzt, Parlamente mehr einbezieht 
und hierfür Gestaltungs- und Handlungsspielräume zur Schaf-
fung einer eigenständigen diskursiven Arena einräumt, müssten 
mit Blick auf den zeit lichen Korridor bis 2050 freilich bald ge-
setzt werden.
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